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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr (14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeiegten Programm 
zur Verbesserung der Sicherheit im Straßenverkehr „Mehr Sicherheit auf 
unseren Straßen“ 

— Drucksache 7/1283 — 


zu dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/1535 — 

betr. Verkehrssicherheit im Straßenverkehr 

A. Problem 

Die Bundesregierung hat in ihrem Verkehrssicherheitspro- 
gramm zahlreiche Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrs- 
sicherheit angekündigt. Die CDU/CSU-Fraktion wünscht einen 
Ergänzungsbericht mit detaillierten Angaben über Zeitplan, 
Kosten, Durchführung u. a. 


B. kösung 

In der vom Ausschuß vorgeschlagenen Entschließung soll die 
Bundesregierung aufgefordert werden, nach Abstimmung mit 
den Ländern einen Maßnahmen-Zeit-Katalog vorzulegen. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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A. Bericht des Abgeordneten Wurche 

Das in der Drucksache 7/1283 enthaltene Verkehrs- 
sicherheitsprogramm der Bundesregierung sowie der 
Antrag der CDU/CSU-Fraktion hierzu in Drucksache 
7/1535 wurden in der 73. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 17. Januar 1974 dem Ausschuß für 
Verkehr zur Beratung überwiesen. Der Ausschuß hat 
beide Vorlagen in seiner Sitzung am 13. Februar 
1974 behandelt. 

In dem vorgelegten Verkehrssicherheitsprogramm 
kündigt die Bundesregierung zahlreiche Maßnahmen 
zur Erhöhung der Verkehrssicherheit an. Die Durch- 
führung fällt zum Teil in die Kompetenz des Bundes 
und zum Teil in den Zuständigkeitsbereich der Län- 
der. Die Fraktion der CDU/CSU wünscht in ihrem 
Antrag eine weitere Konkretisierung der in Aus- 
sicht genommenen Maßnahmen besonders bezüglich 
der Zeitplanung, des finanziellen Aufwandes und 
der Erfolgskontrolle. Darüber hinaus wünscht die 
Fraktion genaue Aussagen über die künftige Funk- 
tion des Verkehrssicherheitsrates, über die Auswir- 
kungen einer Verminderung des Straßenbaus und 
über andere Einzelfragen. 

Der Ausschuß für Verkehr hat von dem Verkehrs- 
sicherheitsprogramm der Bundesregierung einmütig 
zustimmend Kenntnis genommen. Er sieht keine 
Veranlassung, gegen einzelne darin angekündigte 
Maßnahmen Bedenken oder Einwände zu erheben. 
Die Frage der generellen Geschwindigkeitsbeschrän- 
kungen auf Autobahnen ist in dem Bericht ausge- 
klammert worden. Dies erscheint sachgerecht, weil 
zu diesem Problem eine Aussage erst möglich ist, 


wenn ausreichendes statistisches Material über die 
Entwicklung der Unfallzahlen in den vergangenen 
Monaten vorliegt. Erst wenn dieses Material vor- 
liegt, kann in dieser Frage eine Entscheidung ge- 
troffen werden. In diesem Zusammenhang legt der 
Ausschuß besonderen Wert darauf, daß die Bundes- 
anstalt für Straßenwesen, die mit der Unfallursachen- 
forschung beauftragt worden ist, auch künftig stufen- 
weise personell ausgebaut wird, damit sie ihrem 
Auftrag voll gerecht werden kann. Neben der Er- 
forschung der Unfallursachen sollte künftig auch 
eine Erfolgskontrolle über durchgeführte vsrkehrs- 
politische Maßnahmen vorgesehen werden, soweit 
dies möglich ist. 

Übereinstimmung herrschte im Ausschuß über die 
Notwendigkeit, das Verkehrssicherheitsprogramm 
der Bundesregierung durch einen Vollzugsplan zu 
ergänzen, in dem die einzelnen Maßnahmen nach 
Art, Zeit, Vorbereitung und Inkrafttreten im ein- 
zelnen dargestellt werden. Da bei der Durchführung 
aller Maßnahmen auf dem Gebiete der Verkehrs- 
sicherheit die Kompetenzen der Länder in wesent- 
lichem Umfange berührt werden, wird es notwendig 
sein, diesen Vollzugsplan im einzelnen mit den Lan- 
desregierungen abzustimmen. Der Ausschuß hat da- 
her als Termin für die Vorlage dieses Vollzugsplanes 
den 31. Dezember 1974 gewählt. Der Ausschuß hält 
es ferner für erforderlich, daß die Bundesregierung 
in diesem Ergänzungsbericht zu einer Reihe von 
Einzelproblemen Stellung nimmt, die aus der vor- 
geschlagenen Entschließung zu ersehen sind. 


Bonn, den 13. Februar 1974 


Wurche 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Von dem Verkehrssicherheitsprogramm der Bundesregierung — Drucksache 
7/1283 — wird zustimmend Kenntnis genommen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, bis zum 31. Dezember 1974 einen Maß- 
nahmen-Zeit-Katalog vorzulegen. In dem Katalog sind die auszuführenden 
Maßnahmen nach Art, Vorbereitung und Zeitpunkt des Inkrafttretens unter 
Angabe der ausführenden Stellen nach Abstimmung mit den Ländern zu 
bezeichnen. Das Programm der Bundesregierung zur Verbesserung der Sicher- 
heit im Straßenverkehr ist unter anderem dahin gehend zu überprüfen, 

- — ob eine generelle Anschnallpflicht auf Vordersitzen im Pkw nicht erst dann 
gesetzlich vorgeschrieben werden kann, wenn in allen Pkws Sicherheits- 
gurte angebracht sein müssen, 

— in welchem Umfange Aufklärungsaktionen hinsichtlich der Anlegung von 
Sicherheitsgurten notwendig sind, wenn eine gesetzliche An schnallpflicht 
geplant ist, 

— ob das Mitfahren von Kindern auf den Vordersitzen allenfalls dann erlaubt 
werden soll, wenn diese ordnungsgemäß angeschnallt sind, 

— ob zusätzliche Seh-Tests für Autofahrer eingeführt werden sollen und 

- — inwieweit der Deutsche Verkehrssicherheitsrat zu einer verstärkten Be- 
handlung von Verkehrssicherheitsfragen in den Massen-Medien beitragen 
kann. 

3. Der Antrag — Drucksache 7/1535 — wird für erledigt erklärt. 


Bonn, den 13. Februar 1974 

Der Ausschuß für Verkehr 

Börner Wurche 

Vorsitzender Berichterstatter 
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